
Rechte Gewalt nimmt auch in 
Treptow-Köpenick zu. Das Re-
gister Treptow-Köpenick do-

kumentiert seit Jahren rechte, rassis-
tische und antisemitische Vorfälle im 
Bezirk – und schlägt Alarm. Janine 
Löffler vom Register berichtet: „Insge-
samt nehmen die Vorfälle zu. Letztes 
Jahr hatten wir eine Verdoppelung, in 
diesem Jahr sehen wir nochmal eine 
Steigerung auf diesem sehr hohen Ni-
veau, mit Stand Mitte Juni um mehr als 
10%.“ Ein neuer Schwerpunkt: das Al-
lendeviertel. Gab es dort im gesamten 

Jahr 2024 noch 22 dokumentierte 
Vorfälle, sind es 2025 bereits 68 – und 
das nach nicht einmal sechs Monaten. 
Bei den körperlichen Angriffen blieben 
die Zahlen bezirksweit bisher stabil, 
diese würden aber deutlich brutaler.
Einer dieser Angriffe traf Ende April 
Monir Khan, den Ehemann der evan-
gelischen Pfarrerin von Baumschulen-
weg, Carmen Khan (siehe auch das In-
terview mit Frau Khan auf S.2) . Die Tat 
hat viele Menschen erschüttert – rund 
400 Personen kamen zu einer Kund-
gebung zusammen, um ihre Solidarität 

mit der Familie zu bekunden und ein 
deutliches Zeichen gegen Rassismus 
zu setzen.
Gleichzeitig werden Versuche, rechte 
Gewalt sichtbar zu machen, behindert. 
So sollte ein Bericht der Neuköllner 
Stadträtin Sarah Nagel (Die Linke) zum 
rechten Terror im Bezirk nicht veröf-
fentlicht werden – die CDU störte sich 
an einzelnen Formulierungen. Statt 
rechte Gewalt zu verharmlosen oder 
unter den Teppich zu kehren, braucht 
es aber klare Haltung, Transparenz 
und politischen Druck. Gut, dass die 

TAZ den Bericht veröffentlichte. Ein 
antifaschistisches Fußballturnier in der 
Wuhlheide musste Ende Mai kurzfris-
tig abgesagt werden, weil der zustän-
dige CDU-Stadtrat die Veranstaltung 
mit dem Verweis auf den politischen 
Charakter untersagte. Ein fatales Sig-
nal und Ausweis eines fragwürdigen 
Kurses der CDU, dessen Höhepunkt 
bisher der Tabubruch im Bundestag 
Ende Januar war, als die CDU erstmals 
gemeinsame Mehrheiten mit der AfD 
herstellte.
Demokratie verteidigen heißt, aktiv zu 
werden – gegen Hass, Hetze und 
rechte Gewalt. Dabei können die Aus-
drucksformen vielfältig sein: ob antifa-
schistisches Fußballturnier, „Omas 
gegen rechts“ oder ein AfD-Verbots-
beschluss im Bundestag – es gibt viele 
Möglichkeiten, in diesen Zeiten Hal-
tung zu zeigen.

 Moritz Warnke, 
Bezirksvorsitzender 
Die Linke Treptow-Köpenick

Demokratie verteidigen 
heißt: Haltung zeigen
Rechte Gewalt nimmt zu – Antifaschismus wird behindert.

T R E P TO W- KÖ P E N I C K

Superintendent Hans-Georg Furian spricht in Baumschulenweg bei der Kundgebung aus Solidarität mit dem angegriffenen 
Monir Kahn.

Sommerfest der 
LINKEN Treptow-
Köpenick am 12. Juli
Der Bezirksverband der LINKEN 
Treptow-Köpenick lädt am 
Samstag, den 12. Juli 2025,  
zum Sommerfest ein. Gefeiert 
wird ab 14 Uhr in der Novilla,  
Hasselwerderstraße 22,  
12439 Berlin-Schöneweide.
Geboten werden Kaffee und 
Kuchen, Gegrilltes, Getränke 
sowie Angebote für Kinder – 
alles kostenfrei. Mitglieder, 
Freund:innen und Interessierte 
sind herzlich willkommen.
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Der Angriff Israels und der 
USA auf den Iran gefährdet 
die nach dem 2. Weltkrieg 

entstandene internationale Ordnung 
in einem bisher nicht gekannten Aus-
maß.
Das Völkerrecht wird zur Makulatur 
und endgültig durch das Recht des 
Stärkeren über den Schwächeren er-
setzt. So richtig es ist, dass man ver-
hindern muss, dass weitere Staaten in 
den Besitz von Atomwaffen kommen, 
so ablehnend wir das Regime im Iran 
sehen, so falsch ist es, mit eindeutig 

völkerrechtswidrigen Mitteln dage-
gen vorzugehen. Kein Zweck heiligt 
das Mittel des Angriffskrieges. Weder 
gegen Serbien noch gegen den Irak 
oder die Ukraine oder gegen den Iran.
Zumal es ja bereits eine diplomatische 
Lösung gab. Mit dem 2015 abge-
schlossenen Abkommen der fünf Ve-
to-Mächte im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen und Deutschlands 
mit dem Iran waren wir durch die Kon-
trollen der Internationalen Atomener-
giebehörde sicher vor Atombomben 
im Iran. Doch dieser diplomatische Er-

folg wurde von der israelischen Re-
gierung abgelehnt und von US-Präsi-
dent Trump 2018 gekündigt. Sie setzten 
nicht auf eine diplomatische, sondern 
auf eine militärische Lösung, deren 
Konsequenzen wir nun erleben müs-
sen.
Dass sich der Iran anschließend nicht 
mehr an die vereinbarten Regelungen 
hielt, findet darin seine Ursache. Und 
es ist ein Fingerzeig auf das, was eine 
weitere Folge des verantwortungslo-
sen Vorgehens des US-Präsidenten 
ist: ein gnadenloses Wettrüsten auch 

und gerade im atomaren Bereich. 
Denn wenn in den internationalen Be-
ziehungen nur noch das Recht des 
Stärkeren gilt, verfügen nur die Staa-
ten mit Atomwaffen über ein genü-
gend großes Abschreckungspotenti-
al, um vor Angriffen einigermaßen 
sicher zu sein.
Wenn Europa und Deutschland inter-
national weiter eine Rolle spielen wol-
len, müssen sie dieser Entwicklung 
Einhalt gebieten. Die Zustimmung von 
Kanzler Merz zur „Drecksarbeit Isra-
els“ ist das genaue Ge-
genteil davon, da man 
diese heraufbeschworen 
hat.

Gysi meint ...

Angriff auf das Völkerrecht
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Frau Khan, der Angriff auf 
Ihren Mann geschah vor 
Ihrer Haustür. Wie haben 

Sie den Tag danach erlebt?
Das war die Nacht von Samstag auf 
Sonntag, kurz vor Mitternacht. Am 
Sonntag hatten wir ein großes Oster-
fest geplant, mit Kindern, Ponyreiten, 
Ostereiersuche, einem norwegischen 
Jugendchor. Und wir haben uns ent-
schieden: Wir ziehen das durch. Wir 
wollten nicht, dass unsere Kinder – sie 
sind vier und sechs Jahre alt – ihr Zu-
hause plötzlich als gefährlichen Ort er-
leben. Es ging darum, dass das Leben 
für sie weitergeht.

Wie sprechen Sie mit Ihren Kindern 
über das, was passiert ist?
Wir haben ihnen nichts vorgemacht, 
aber wir erzählen langsam. Wenn sie 

fragen, geben wir ehrliche Antworten. 
Als unser Sohn nach sechs Wochen 
von sich aus zur Klassenfahrt wollte, 
war das ein echtes Zeichen von Selbs-
termächtigung. Und auch, dass er ir-
gendwann fragte: „Wie ist das mit Pa-
pas Nase passiert?“ – da haben wir 
gesagt: „Papa wurde zusammenge-
schlagen.“ Und er hat das verstanden. 
Kinder spüren, wenn etwas nicht 
stimmt.

„Monir hat 
Todesangst“

Was ist nach dem Angriff noch 
passiert?
Ungefähr fünf Wochen später wurde 
unten am Gemeindeschaukasten die 
Glasscheibe eingeschlagen – wieder 
direkt vor unserer Tür. Monir war zu 
der Zeit nicht zuhause, aber als er kam 
und es sah, hatte er sofort Todes-
angst. Das hat mich richtig getroffen. 
Wir hatten eine Stunde lang mit zwei 
Nachbarinnen überlegt, ob das nicht 
auch einfach Zufall war. Aber eigent-
lich war uns klar: Er wohnt hier, es war 
gezielt.

Wie geht es Ihrem Mann heute?
Es ist ein Auf und Ab. Er war sechs 
Wochen krankgeschrieben, ist jetzt 
mit psychologischer Begleitung stu-
fenweise wieder eingestiegen. Dass er 
sich zu einer Therapie entschlossen 

hat, war ein großer Schritt – denn er 
sagte anfangs: „Ich bin das Opfer. Wa-
rum muss ich jetzt auch noch Therapie 
machen?“. Es ist ungerecht, dass er 
jetzt die Scherben aufsammeln muss 
und trotzdem ist es wichtig, sich Hilfe 
zu holen, wenn man in Todesangst lebt.

„Die Bürokratie 
hilft nicht beim 
Heilen“

Wie erleben Sie die Reaktion der 
Behörden?
Erschöpfend. Die Unfallversicherung 
hat den Fall zunächst abgelehnt. Wir 
haben einen dreiseitigen Widerspruch 
geschrieben. Monir hat Respekt vor 
jedem amtlichen Brief. Dazu kommen 
unzählige Formulare zur Opferent-
schädigung. Das ist retraumatisierend. 
Man muss immer wieder beweisen, 
wie schlimm es war. Das hilft nicht 
beim Heilen.

Gab es konkrete Schutzmaßnahmen?
Es stand mal für ein paar Tage ein Poli-
zeiwagen vor der Tür. Aber das gibt 
kein echtes Sicherheitsgefühl. Monir 
hat in der Nacht des Angriffs um Hilfe 
gerufen – niemand hat es gehört. Er 
sagte später: „Hier sind alles Roboter.“ 
Was wirklich hilft, ist, wenn Nach
bar:innen sich solidarisieren, wenn die 
Zivilgesellschaft Haltung zeigt. Ich ha-
be das Gefühl, dass der Zusammen-

halt in der Nachbarschaft seit der Tat 
enorm gewachsen ist. Das tut gut zu 
sehen.

„Die Täter fühlen 
sich sicher“

Was wünschen Sie sich von Politik 
und Polizei?
Dass die Tat als das benannt wird, was 
sie war: ein rassistischer Angriff. Dass 
Täter nicht das Gefühl haben, es pas-
siert ihnen sowieso nichts. Und dass 
wir als Gesellschaft aufhören, uns 
wegzuducken. Die Polizei soll ihre Ar-
beit machen und zusätzlich brauchen 
wir Menschen, die nicht schweigen.

Was bleibt für Sie als zentrale 
Erfahrung?
Ich habe erlebt, wie es ist, wenn je-
mand Todesangst hat. Und ich sehe: 
Es ist ein Privileg, das nicht zu müssen. 
Ich habe aber auch erlebt, wie wichtig 
es ist, nicht allein zu sein. Die größte 
Kraft kam aus der Solidarität im Kiez, 
aus Gesprächen, aus echter Anteil-
nahme.
Was jetzt zählt, ist, dass wir im Ge-
spräch bleiben. Dass wir hinhören, re-
den, uns nicht zurückziehen. Genau so 
ein Format will ich auch in der Kirche 
verankern: Räume schaffen, in denen 
Menschen einander zuhören. Denn das 
ist es, was wirklich etwas verändert.

 Das Interview führte Emily Lau.

Hinweis: 
Die Linke hat im Berliner Abgeordne-
tenhaus eine Anfrage zum Stand der 
Ermittlungen gestellt. Noch gibt sich 
der Senat in der Antwort bedeckt und 
verweist auf die laufenden Ermittlun-
gen des Staatsschutzes. Wir bleiben 
dran und werden berichten.

Am 15. Juni trafen sich über 
100 Genoss*innen im Tagungs-
zentrum am Franz-Mehring-

Platz zur bezirksweiten Mitmach-
Werkstatt – bei 32 Grad! Statt Freibad 
stand politische Praxis im Mittelpunkt. 
Motto: Partei ist das, was du draus 
machst!
Unter den Teilnehmenden: viele der 
617 Neumitglieder (Stand 24.06.2025) 
und erfahrene Genoss*innen. Bezirks-
vorsitzender Moritz Warnke eröffnete 
motivierend: „Manchmal scheitert man, 
aber das ist kein Grund, es nicht zu 
versuchen.“
Marie und Alev riefen zur Gründung 

neuer Arbeitsgruppen auf. Erste Ideen, 
etwa zur Rettung des Kinos Alt-Trep-
tow, fanden schnell Mitstreiter*innen. 
Auf dem „Markt der Möglichkeiten“ 
präsentierten sich AGs wie „Die Linke 
hilft“ und der wiedervereinte Jugend-
verband. Auch der Chor „Solidarisches 
Singen“ fand neue Stimmen – ganz oh-
ne Casting.
In drei Werkstattphasen ging es u. a. 
um nachhaltige Strukturen, Organi-
zing, Social Media, politische Bildung 
und queerfeministische Perspektiven. 
Einige ruhende AGs wurden reakti-
viert, neue Projekte angestoßen. Die 
Energie war den ganzen Tag spürbar: 

Wir wollen gemeinsam etwas verän-
dern.
Die Mitmach-Werkstatt war ein gelun-
gener Auftakt – mit starker Vorberei-
tung, Kinderbetreuung und viel Enga-
gement. Sie zeigte: Eine sozialistische 

Partei zum Mitmachen lebt – auch in 
Treptow-Köpenick.

 Clara Erbes, Manuel Dierse
mitgliederarbeit@
dielinke-treptow-koepenick.de
Telefon: 0177 300 13 93

„Wir wollten nicht, dass die 
Kinder Angst vor Zuhause haben“ 
Die Pfarrerin Carmen Kahn im Interview

Mitmach-Werkstatt 
war großer Erfolg 
Über 100 Genoss*innen beteiligten sich

Werkstatt: Genoss*innen beraten bei der Mitmachwerkstatt in vielen Arbeits-
gruppen über aktuelle Ziele und das Profil der Linken.

Carmen Kahn, Pfarrerin im evangeli-
schen Vaterhaus Baumschulenweg
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Berlins Schwarz-Roter 
Senat unter Kai Wegner will 
mal wieder die Ausgaben 

zusammenstreichen und überlässt 
die schmerzhafte Arbeit den Bezir-
ken. Warum das so ist, erklären wir in 
diesem Beitrag.
Jeder Bezirk erhält vom Senat einen 
großen Topf Geld, weil die Bezirke 
kaum eigene Einnahmen haben. Da-
von sind aber etwa 75–80% fest ein-
geplant. Das heißt, die Bezirke müs-
sen das Geld per Gesetz für bestimmte 
Dinge ausgeben: etwa Sozialleistun-
gen, Hilfen für Kinder und andere 
Pflichtaufgaben. Weitere große Teile 
des Bezirkshaushalts sind ebenfalls 
schon gebunden und kurzfristig nicht 
änderbar: Löhne für Beschäftigte, Mie-
ten oder langfristige Verträge.
Die Pflichtaufgaben werden aber teu-
rer. Wir alle haben die Inflation an der 
Supermarktkasse gespürt. Auch Sozi-

alleistungen sind deshalb teurer ge-
worden. Wenn ein Kind in einer Notsi-
tuation in einer Sozialen Einrichtung 
untergebracht werden muss, kostet 
es jetzt viel mehr als vor ein paar Jah-
ren. Weil durch Corona viele Kinder 
aus dem Gleichgewicht geraten sind, 
gibt es viel mehr Fälle, in denen gehol-
fen werden muss. Die Nachfrage nach 
Hilfe steigt. Die Bezirke müssen also 
mehr leisten – für mehr Geld. Auch die 
Löhne für die Beschäftigten im Amt 
steigen, weil Tariferhöhungen stattge-
funden haben.
Normalerweise gibt es die Regel, dass 
diese Pflichtausgaben komplett vom 
Senat bezahlt werden, besonders 
dann, wenn die Kosten unverschuldet 
steigen, etwa wegen mehr Fällen oder 
höheren Preisen. Das hat der Senat 
jetzt abgesagt. Die Bezirke bleiben auf 
den Mehrkosten sitzen und müssen 
versuchen, woanders zu kürzen. Das 

geht aber nur bei Dingen, die keine 
Pflichtaufgaben sind oder anderweitig 
fest einplant sind. Sparen können sie 
nur bei den freiwilligen Leistungen – 
also genau bei den Angeboten, die 
Kinder, Jugendliche und Bedürftige 
besonders brauchen. Jugendclubs, 
Hilfen für Obdachlose, ehrenamtliche 
Projekte– alles wird gekürzt. Unsere 
Stadträtin Carolin Weingart hat nicht 
mal mehr genug Geld, um Info-Flyer zu 
drucken.
„Eigentlich ist alles so, wie man es von 
einer CDU-Regierung erwartet: Sie 
kürzt bei den Ärmsten und Schwächs-
ten. Das Perfide ist, dass sie es nicht 
offen und ehrlich tut, sondern die Be-
zirke diese Arbeit erledigen lässt. Der 
Senat dreht langsam den Geldhahn zu 
– und die Bezirke müssen dann ent-
scheiden, was sie weglassen und es 
gibt dabei keine guten Entscheidun-
gen mehr. Am Ende trifft es wieder die, 

die keine Lobby haben: Kinder, Ju-
gendliche, Obdachlose“, ärgert sich 
Philipp Wohlfeil, Fraktionsvorsitzen-
der.  

Von unserer sarkastischen 
Sonderkorrespondentin für 
Befindlichkeitsdemokratie

Was war das für ein Theater in der 
BVV-Sitzung im Mai! Unser Fraktions-
vorsitzender Philipp Wohlfeil ließ sich 
nicht lumpen und servierte uns eine 
kleine Sternstunde politischer Ironie. 
Im Zentrum der Szene: die AfD – jene 
Partei, die sich offenbar zur Königin 
des politischen Selbstmitleids krönen 
möchte.
Was war passiert? Ein Mitglied der 
AfD wurde nicht zum Kiezpaten ge-
wählt. Ja, Sie haben richtig gelesen: 
nicht zum Kiezpaten. Ein Vorgang, der 
laut AfD offenbar irgendwo zwischen 
Menschenrechtsverletzung und insti-
tutionellem Völkermord einzuordnen ist.

Opferrolle mit Goldrand
In bester Seifenopern-Manier insze-

niert sich die AfD als tragisches Opfer 
eines Systems, das – man glaubt es 
kaum – tatsächlich nicht immer ihre 
Meinung übernimmt. Demokratie, so 
lernen wir aus dem neuesten AfD-
Drehbuch, bedeutet offenbar, dass 
am Ende immer die AfD gewinnt. Tut 
sie das nicht, ist das „undemokra-
tisch“. Logisch, oder?
Wohlfeil konterte trocken: Wer die 
Demokratie nur dann schätzt, wenn 
das Ergebnis gefällt, hat sie nicht ver-
standen – oder verwechselt sie mit ei-
nem Wunschkonzert.

Rückzug ins Schmollwinkel
parlament
Der demokratische Affront – also die 
Nichtwahl des AfD-Mitglieds – hatte 
selbstverständlich Folgen. Die AfD 
zog sich in einer Art dramatisch-hel-
denhafter Pose zurück, die selbst bei 

Shakespeare für betretenes Schwei-
gen gesorgt hätte. Die Konsequenz? 
Ein Antrag, der das Bezirksamt zum 
neuen Hüter der Kiezkassen erklären 
soll. Begründung: Die AfD fühlt sich 
ausgegrenzt.
Man stelle sich vor: eine Partei, die 
sonst kaum eine Gelegenheit aus-

lässt, über „linke Gesinnungsdiktatur“ 
und „Political Correctness“ zu klagen, 
fordert plötzlich Schutzzonen für ge-
kränkte Abgeordnete.

Kiezkasse in Gefahr! 
Oder auch nicht.
Aber keine Sorge: Die Kiezkassen 
werden auch ohne AfD-Tränen über-
leben. Wohlfeil brachte es auf den 
Punkt: „Wir lassen uns nicht erpres-
sen.“ Es bestehe kein Grund, wegen 
eines gekränkten Egos die Verant-
wortung ans Bezirksamt zu übertra-
gen.

Fazit:
Liebe AfD, Demokratie ist kein Strei-
chelzoo für politische Eitelkeiten. 
Manchmal gewinnt man, manchmal 
nicht. Und wer bei einer Kiezpaten-
wahl schon den Notstand ausruft, 
sollte sich vielleicht mal überlegen, ob 
Politik das richtige Hobby ist. Bis da-
hin empfehlen wir: eine Wärmflasche 
fürs gekränkte Ego, ein bisschen Re-
flexion – und vielleicht einen VHS-
Kurs in Demokratie für Anfänger.  

Die ganze Rede: gleft.de/6h5

Heimlich gestrichen!
Wie der Senat bei Kindern und Sozialem versteckt kürzt 

Drama, Tränen, Demokratie – 
Die AfD in der Opferrolle
Wenn Kiezpaten-Wahlen zur Tragödie werden

Jugendliche protestieren vor dem 
Rathaus Treptow gegen Kürzungen
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Der letzte Eigentümerwech-
sel des Grundstücks erfolgte 
im Oktober 2015. Seither ist 

eine juristische Person Eigentümerin 
des Gebäudes. Aus Datenschutzgrün-
den will das Bezirksamt keine weite-
ren Details zur Eigentümerstruktur 
nennen.
Ein erster Schritt zur Neuentwicklung 
sei im Jahr 2024 vollzogen worden, 
teilt das Amt mit: Für das Grundstück 
wurde ein positiver Bauvorbescheid 
erteilt. Die Vorhabensbeschreibung 
laute nun: „Umnutzung und Umbau 
von Gewerbe zu Beherbergung mit 

198 Zimmern.“ Ein Antrag auf Bauge-
nehmigung sei bislang nicht gestellt 
worden. Auch ein Zeitplan für die wei-
teren Planungen oder Baumaßnahmen 
sei dem Bezirksamt derzeit nicht be-
kannt.
Der aktuell ruhende Bebauungsplan 
9-70 VE für dieses Gelände muss da-
für voraussichtlich nicht weiter ver-
folgt werden. Der Grund: Der Investor 
hat sich gegen einen Neubau ent-
schieden und das Projekt auf die Um-
nutzung des bestehenden Gebäudes 
ausgerichtet. Änderungen an der 
Grundfläche oder der Firsthöhe sind 

nicht vorgesehen. Der Bebauungsplan 
hatte den Abriss des Gebäudes und 
einen Neubau mit 9 Geschossen für 
Büros und Geschäfte vorgesehen. Ein 
Abriss des Gebäudes ist laut Bezirk-
samt nicht geplant. Ebenso gibt es 
keine bekannten Gespräche mit dem 
Eigentümer über eine (teil-)öffentliche 
Nutzung – etwa als kultureller Veran-
staltungsort oder Begegnungsstätte.
Mit dem Umbau des früheren Kino-
komplexes zu einem Hotelbetrieb 
bleibt der markante Baukörper am 
Treptower Park bestehen – jedoch mit 
völlig neuer Funktion. Was dies für die 

städtebauliche Entwicklung und das 
Umfeld bedeutet, bleibt abzuwarten. 
Klar ist: Das Kino soll verschwinden.
Unterdessen hat sich bei der Linken 
Treptow-Köpenick eine Arbeitsge-
meinschaft gegründet, die genau das 
verhindern will. Zusammen mit An-
wohnenden, Belegschaft und Be-
triebsrat soll versucht werden, das Ki-
no zu erhalten und Angebote für Kultur 
und Soziales zu schaffen. Das letzte 
Wort ist noch nicht gesprochen.

 Uwe Doering 
Ideenwerkstatt zum Erhalt: 9.7.2025, 
19 Uhr, Cabuwazi Alt-Treptow

Seit der rot-rot-grünen Ent-
scheidung ist das Mittages-
sen an Berliner Grundschu-

len kostenlos – in der Praxis kommt es 
aber nicht bei allen Kindern an. Der 
Grund: fehlerhafte und schwer zu-
gängliche Bestellsysteme.
In Treptow-Köpenick häufen sich Be-
schwerden von Schulen und Eltern, 
dass Kinder leer ausgehen, obwohl sie 

Anspruch auf ein Mittagessen haben. 
Besonders betroffen sind Familien oh-
ne passende Endgeräte, mit Sprach-
barrieren oder in schwierigen Lebens-
lagen. Wird das Essen nicht rechtzeitig 
bestellt, fällt es aus – auch wenn es ei-
gentlich da wäre.
Die Linke hat zusammen mit Grünen 
beantragt, die Bestellplattformen ge-
meinsam mit Schulen, Eltern und Es-

sensanbietern zu überarbeiten. Die 
Systeme sollen barrierearm, mehr-
sprachig, niedrigschwellig und auch 
analog nutzbar sein. Zudem sollen Re-
serveessen eingeplant werden, damit 
kein Kind hungrig bleibt.
Karin Kant (Die Linke) warnt: „Es ist 
nicht hinnehmbar, dass Kinder kein 
Essen bekommen, weil das System 
versagt – während gleichzeitig Essen 
weggeworfen wird. Das muss sich 
dringend ändern.“ Ziel ist eine einfa-
che und gerechte Lösung, damit wirk-
lich alle Kinder das bekommen, was ih-
nen zusteht.

Kitas und die Ergänzende 
Förderung und Betreuung 
(eFöB) in Berlin sollen end-

lich digital besser ausgestattet wer-
den – das fordert die Linke mit einem 
aktuellen Antrag. Die Software Hort-
Pro oder eine vergleichbare digitale 
Lösung soll berlinweit eingeführt und 
finanziert werden.
Denn: In vielen kommunalen Kitas und 
Horten läuft die Organisation noch auf 

Papier – etwa wer wann abgeholt wird 
oder welche besonderen Bedürfnisse 
ein Kind hat. Das kostet Zeit, ist fehler-
anfällig und erschwert die Kommuni-
kation. Digitale Systeme können ge-
nau das vereinfachen – und werden 
bei freien Trägern längst erfolgreich 
genutzt.
Das Bezirksamt soll sich nun bei Se-
natsverwaltung und dem Berliner IT-
Dienstleister ITDZ dafür einsetzen, 

dass solche Software-Lösungen auch 
den kommunalen Einrichtungen be-
reitgestellt werden – inklusive gesi-
cherter Finanzierung.
Karin Kant, jugendpolitische Spreche-
rin der Linksfraktion, erklärt:
„Digitale Lösungen erleichtern die täg-
liche Arbeit in Kitas und Horten und 
schaffen mehr Zeit für das, was zählt: 
die Kinder. Es gibt gute, rechtskonfor-
me Software – sie muss nur auch für 
die öffentlichen Einrichtungen zu-
gänglich gemacht und bezahlt wer-
den.“ Digitale Gleichbehandlung – das 
ist das Ziel. Denn gute Betreuung 
braucht auch moderne Werkzeuge.

CineStar-Gebäude 
am Treptower Park: 
Umbau statt Abriss 
geplant
Linke will Kino retten
Das ehemalige CineStar-Gebäude an der Elsenstraße 115–116 in Berlin-Trep-
tow steht vor einer grundlegenden Umgestaltung. Während viele Anwohnende 
einen Abriss des Komplexes befürchtet hatten, zeichnet sich nun ein anderes 
Bild: Der Gebäudekomplex soll umgenutzt und in einen Beherbergungsbetrieb 
mit 198 Zimmern umgebaut werden. Dies geht aus einer aktuellen Antwort des 
Bezirksamts Treptow-Köpenick auf Anfrage von Uwe Doering (Die Linke) hervor.

Schulessen für alle
Bestellsystem muss besser werden

Digitale Hilfe
Kitas und Horte modernisieren

Das CineStar in Alt-Treptow hat schon bessere Tage gesehen.

Podcast: Rathausbriefing Links und 
lokal – Unser neuer Podcast für alle, 
die lieber hinhören als Papier wälzen. 
Wir erklären die Kommunalpolitik in 
Treptow-Köpenick: Was passiert im 
Rathaus, was betrifft dich direkt und 
wie kannst du mitgestalten?
Mit dem Newsletter der Linksfraktion 
bekommst du News aus dem Kiez, un-
sere Zeitung Aus dem Rathaus, das 
blättchen, das Rathausbriefing und 
exklusive Einblicke – direkt ins E-Mail-
Postfach. Jetzt kostenlos abonnieren 
und informiert bleiben! 

Hier reinhören gleft. 
de/6h6 oder per News
letter einfach direkt ins 
Postfach: gleft.de/3UF.
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Immer öfter werden Mietwoh-
nungen unter dem Deckman
tel des möblierten Wohnens 

auf Zeit zu überhöhten Mietpreisen 
angeboten, und das ist das Problem. 
So umgehen Vermieter die Mietpreis-
bremse und verdrängen Mieterinnen 
und Mieter aus ihren Kiezen.
Teilweise dreifach über der örtlichen 
Miete. So gab es unter anderem ein In-
serat auf Immobilienscout 24 für eine 
66 Quadratmeter große Wohnung in 
der Elsenstraße für 2.280 Euro Miete. 
Gesamtmiete. Das sind 30 Euro pro 
Quadratmeter, und das ist kein Einzel-
fall. Diese Wohnung in der Elsenstraße 
liegt übrigens im Milieuschutzgebiet.
Die IBB, die Investitionsbank Berlin, 
stellt in ihrem Immobilienbericht 2023 
zu dem Geschäftsmodell möbliertes 
Wohnen auf Zeit fest, dass die Ent-
wicklung dieses Segments nicht mehr 
im Einklang mit den bestehenden miet-
rechtlichen Regelungen steht. Das sagt 
die Investitionsbank!
Das Bezirksamt Charlottenburg-Wil-
mersdorf hatte ein Rechtsgutachten in 
Auftrag gegeben, aus dem hervor-
geht, dass die temporäre Vermietung 

von möblierten Wohnungen gegen 
den Milieuschutz verstößt. Im Rechts-
gutachten wird darauf hingewiesen, 
dass beim Wohnzeitmodell diese 
Wohnung der Wohnbevölkerung nicht 
mehr zur Verfügung steht, deren Zu-
sammensetzung im Milieuschutzge-
biet geschützt werden soll. Der Über-
gang von einer Dauerwohnung in ein 
Zeitmodell, so das Rechtsgutachten, ist 
eine Nutzungsänderung, die genehmi-
gungspflichtig ist. Dieser Auffassung 
hat sich das Bezirksamt Charlotten
burg-Wilmersdorf angeschlossen.
Das Bezirksamt Charlottenburg-Wil-
mersdorf wird zukünftig im Sinne des 
§ 172 Baugesetzbuch in den sozialen 
Erhaltungsgebieten eine Nutzungsän-
derung von dauerhaftem Wohnen in 
möbliertes Wohnen auf Zeit unterbin-
den. Das ist das erste Bezirksamt.
Auch das Bezirksamt Neukölln hat vor 
wenigen Tagen angekündigt, dass es 
in den Milieuschutzgebieten das Wohn-
modell möbliertes Wohnen auf Zeit 
grundsätzlich verbieten will, um die 
soziale Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung zu erhalten. Diese Ver-
mietungspraxis, so der zuständige 

Stadtrat, stehe den Zielen der Milieu-
schutzverordnung, die dortige Sozial-
struktur zu erhalten und die Mieter vor 
starken Mietpreissprüngen zu schüt-
zen, entgegen.
Auch der Neuköllner Stadtrat weist 
darauf hin, dass bei der Vermietung 
von möblierten Wohnungen auf Zeit 
schnell eine Gesamtmiete von 3.500 
Euro für 80 Quadratmeter zustande 
kommt. Auch das Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg hat angekündigt, 
dass es gegen die Vermietungspraxis 
möbliertes Wohnen auf Zeit in Milieu-
schutzgebieten vorgehen will.

Laut RBB 24 hat auch der Regierende 
Bürgermeister sich dafür ausgespro-
chen, gegen Verstöße gegen die Miet-
preisbremse vorzugehen. Dazu zähle 
auch das möblierte Wohnen. Zitat des 
Regierenden Bürgermeisters auf RBB 
24 wörtlich: „Da stellt man einen Stuhl 
rein und schwuppdiwupp gilt die Miet-
preisbremse nicht mehr.“
Viele haben das Problem erkannt und 
jetzt muss und sollte auf allen Ebenen 
zum Schutz der Mieterinnen und Mie-
ter gehandelt werden. Der Antrag von 
Linke, SPD und Grüne wurde ange-
nommen. 

 Uwe Doering

Ein durchgängiger, sicherer 
Radweg von der Regatta-
straße bis zur Köpenicker Stra-

ße – entlang des Teltowkanals, vorbei 
am Adlergestell und unter der Stelling-
Janitzky-Brücke hindurch: Was wie 
eine logische Maßnahme für mehr um-
weltfreundliche Mobilität klingt, wird 
in Treptow-Köpenick vorerst nicht 
Realität. Das Bezirksamt hat die Ein-
richtung einer Fahrradstraße auf der 
Strecke abgelehnt – sehr zum Unver
ständnis der Linksfraktion, die das 
Vorhaben 2019 initiiert hatte.
Bereits 2020 hatte die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) nach rund 
sechs Monaten Beratung beschlos-
sen, die Route als Fahrradstraße aus-
zuweisen. Ein weiteres Element: Die 
bisher nur schwer passierbare Sand-
piste unter der Stelling-Janitzky-Brü-
cke sollte fahrradtauglich hergerichtet 

werden. Doch laut aktuellem Bericht 
des Bezirksamts scheitert das Projekt 
nun an angeblichen Sicherheitsbe-
denken.
Demnach könne auf der Straße „Am 
Kanal“ keine Fahrradstraße eingerich-
tet werden, da dort keine durchgängi-
gen Gehwege vorhanden seien. Zu-
dem würden durch die Maßnahme 
angrenzende Straßen zu Sackgassen 
– Argumente, die Verkehrspolitiker 
André Schubert (Die Linke) als „aben-
teuerlich und unbegründet“ zurück-
weist.
„Wenn das Amt sagt, die Straße sei mit 
dem aktuellen Autoverkehr sicherer 
als mit dem Radverkehr, dann ist das 
schlicht falsch“, so Schubert. „Beispie-
le aus anderen Berliner Bezirken zei-
gen deutlich, dass Fahrradstraßen 
auch ohne begleitende Gehwege 
funktionieren. Und Sackgassen ent-

stehen auch nicht zwangsläufig – An-
liegerverkehr ist weiterhin möglich, 
Radfahrende haben lediglich Vorrang.“
Auch der zweite Teil des Projekts – die 
Unterführung unter der Brücke – wird 
vom Bezirksamt blockiert. Hier müsste 
mit der Eigentümerin der Fläche, dem 
Bundeswasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamt, verhandelt werden. Doch 
laut Schubert sei dies bislang schlicht 

unterblieben. Stattdessen verweise 
das Amt lediglich auf negative Erfah-
rungen aus der Vergangenheit.
Für die Linksfraktion ist das ein Zei-
chen mangelnden politischen Willens. 
„Wo ein Wille ist, da ist auch ein Rad-
weg. In anderen Teilen Berlins wird 
das vorgemacht“, so Schubert. „Die 
Verwaltung in Treptow-Köpenick hinkt 
hinterher. Wir wollen das ändern.“  

Mietenwucher 
durch möbliertes 
Wohnen verhindern
Gegen Miettricks mit Möbeln

Trampelpfad und Sandweg – unter dem Adlergestell ist das Radfahren schwierig

Bezirksamt blockiert 
Fahrradstraße
Linke kritisiert Entscheidung

IX/1029 Digitalisierung in Kitas und 
der ergänzenden Förderung und Be-
treuung: Verantwortung übernehmen 
– Software bereitstellen! (Die Linke)
IX/1032 Lichtsignalanlage für die 
Kreuzung Nipkowstraße / Radicke-
straße (Die Linke, SPD, B‘90Grüne)
IX/1055 Runder Tisch „Pflege“ (Die 
Linke, B‘90Grüne)
IX/1065 Maßvolle Entwicklung der 
ehemaligen Kaserne Hessenwinkel 
(SPD, Die Linke, B‘90Grüne)
IX/1067 Gegen den verkehrspoliti-
schen Rückwärtsgang – Kungerkiez-
block weiter umsetzen (B‘90Grüne, 
SPD, Die Linke)

Details zu allen Anträgen gibt es 
beim Bezirksamt: gleft.
de/5my
Mehr zu Linken Anträgen 
gibt es hier: gleft.de/4Ix

Beschlüsse:
Beschlossen:
IX/0916 Sitzbänke in der Baumschu-
lenstraße instand setzen (SPD, Die 
Linke)
IX/0950 Gedenkstätte Köpenicker 
Blutwoche (Die Linke, SPD, 
B‘90Grüne)
IX/0998 Gründung eines Medizini-
schen Versorgungszentrums (CDU, 
Die Linke Beitritt: B‘90Grüne, Einzel.-
BzV (FDP))
IX/0945 Eingangsbestätigung für 
E-Mails versenden (Die Linke, Beitritt 
Einz.-BzV (FDP))
IX/1000 Kein „möbliertes Wohnen auf 
Zeit“ (Die Linke, SPD, B‘90Grüne)

In die Ausschüsse überwiesen:
IX/1024 Verbesserung der Essens-
versorgung an Grundschulen in Trep-
tow-Köpenick (Die Linke, B‘90Grüne)



AUS DEM T R E P T O W - K Ö P E N I C KIV

Bürgersprechstunde
Bezirksstadträtin und Leiterin der  
Abteilung Soziales, Gesundheit, 
Arbeit und Teilhabe, Carolin  
Weingart, Donnerstag, 17. Juli 
12– 14 Uhr (telefonisch oder  
vor Ort) Hans-Schmidt-Straße 16,  
12489 Berlin, Raum 131, Anmeldung 
unter: (030) 902 97 59 88

Was ist das „Planspiel BVV“? 
Das ist sozusagen ein Rol-
lentausch, in dem Auszu

bildende im Beruf Verwaltungsfach
angestellte des Bezirksamtes zu 
„Bezirksverordneten“ werden, die in 
Fraktionen eine BVV-Sitzung vorbe-
reiten, Anfragen und Anträge erstellen 
und unter Sachzwang Entscheidungen 
treffen. Fachliche Unterstützung be-
kommen sie von echten Verordneten 
der echten BVV-Fraktionen. Organi-
siert wird das seit einigen Jahren von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung.
Überraschender Weise brauchte man 
sich in Sachen Praxisnähe gar keine 
Sorgen zu machen. Die Themen, die 
die „Verordneten auf Zeit“ z.B. zu An-
trägen an das Bezirksamt verarbeiten 
wollten, waren überhaupt nicht neu, 
waren so oder ähnlich schon mal Ge-
genstand der „echten“ BVV-Arbeit:
• �Bereitstellung von Parkplätzen für 

die MitarbeiterInnen des Bezirksam-
tes an den entsprechenden Liegen-
schaften

• �Aufstellung von Wasserspendern / 

Trinkbrunnen auf frequentierten 
Straßen und Plätzen des Bezirkes

• �Aufstellung von Mülltonnen mit Fla-
schenhaltern

• �Bau einer Fuß- und Radwegbrücke 
von Wendenschloß nach Grünau

Jedes Thema wurde von einer ande-
ren „Fraktion“ erarbeitet unter tatkräf-
tiger Hilfe jeweils der „echten“ Verord-
neten einer BVV-Fraktion.
Das Parkplatzthema wurde vom Ver-
treter der CDU-Fraktion begleitet, die 
Mülltonnen mit Flaschenhalter von 
den Grünen, die SPD arbeitete mit am 
Antrag zum Brückenbau und die Linke 
fand das Aufstellen von Trinkbrunnen 
wichtig.
Die formulierten Anträge gingen dann 
den anderen Fraktionen zur Beurtei-
lung zu.
Das Planspielfinale – also die BVV mit 
den jugendlichen Bezirksverordneten 
– folgt dann am 1. Juli. Diese Sitzung 
wird vom Vorsteher der BVV Herrn 
Groos geleitet und durch den Bezirks-
bürgermeister Herrn Igel unterstützt. 
Hier wird sich zeigen, welcher der An-

träge mit guten Argumenten Mehrhei-
ten findet.
Eine Feinheit ist übrigens, dass die be-
schlossenen Anträge tatsächlich ihren 
Weg in die Arbeit der bezirklichen Äm-
ter gehen sollen. Somit kann es sein, 
dass die künftigen Verwaltungsfa-

changestellten sich mit um die Umset-
zung ihrer Beschlüsse zu kümmern 
haben.

 Edith Karge

Erfolg für die Erinnerungs-
kultur in Alt-Treptow

Ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen in der Bezirksverordnetenversamm-
lung Treptow-Köpenick zeigt Wirkung: An den zentralen 
Kreuzungen der Karl-Kunger-Straße wurden jetzt Straßen-
zusatzschilder mit Informationen über Karl Kunger montiert.
Der Widerstandskämpfer gegen den Nationalsozialismus 
wurde 1943 im Gefängnis Plötzensee ermordet. Bislang er-
innerte nur ein einziges Schild in der Straße an ihn. Nun tra-
gen auch die Kreuzungen mit der Lohmühlenstraße, Krüll-
straße, Bouchéstraße, Wildenbruchstraße und Elsenstraße 
entsprechende Zusatztafeln.
Karin Kant (DIE LINKE), Mitinitiatorin des Antrags, betont: 
„Gerade in Zeiten zunehmender rechter Gewalt ist es wich-
tig, antifaschistische Akteure sichtbar zu machen. Politische 
Bildung gehört auch in den öffentlichen Raum.“
Mit den Schildern wird ein klares Zeichen für Erinnerungs-
kultur und gegen das Vergessen gesetzt.

In der Wilhelminenhofstraße 36 in Oberschöneweide erin-
nern seit Kurzem drei glänzende Stolpersteine an das Leben 
und das Leid der jüdischen Familie Prager. Fast vier Jahr-
zehnte lebten Rosa, Ludwig und ihre Tochter Catharina (ge-
nannt Käte) hier, führten Textil- und Schuhgeschäfte, enga-
gierten sich in der jüdischen Gemeinde und nahmen aktiv 
am kulturellen Leben Berlins teil. Doch mit der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten zerbrach ihre Existenz. 1943 
wurde Ludwig Prager nach Theresienstadt deportiert, wo er 
wenige Monate später starb. Rosa überlebte das Ghetto, 
floh 1945 mit einem Sondertransport in die Schweiz, ver-
starb aber ein Jahr darauf. Ihre Tochter und weitere Angehö-
rige wurden ermordet. Nur Sohn Siegfried entkam der Ver-
folgung, dank seiner nichtjüdischen Frau. An der feierlichen 
Verlegung der Gedenksteine nahmen rund 50 Menschen 
teil, darunter Schüler*innen und Vertreter des Bezirks. Die 
Steine halten nun die Erinnerung an eine Familie wach, de-
ren Leben brutal ausgelöscht wurde bzw. werden sollte.

Planspiel: Politik in echt
Azubis schlüpfen in Rollen der Bezirksverordneten
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Halfen den AZUBIs in die Rolle von Verordneten: Manuel Tyx (SPD), Edith Karge 
(Linke), Sven Dohnalek (Grüne), Josefine Brandt (SPD), Jonas Geue (CDU)

Neue Stolpersteine in 
Oberschöneweide
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Worte statt Waffen!
Diskussion zum Frieden im Rathaus

Gegen den Kriegswahnsinn  
der Regierung 
Spontane Friedensaktion am Straßenrand

Kurz nach den Angriffen Isra-
els und der USA auf den Iran 
ist klar: Wege zum Frieden 

sind dringend zu diskutieren. Mehr als 
100 Teilnehmer*innen kamen dafür am 
24. Juni ins Rathaus Treptow. Jan van 
Aken, Parteivorsitzender der Linken, 
anerkannter Friedensaktivist und Ab-
rüstungsexperte, betonte, dass dieser 
völkerrechtswidrige Angriffskrieg wie 
alle Angriffskriege abzulehnen sei. Er 
hoffe, dass der Waffenstillstand zwi-
schen Israel und Iran halten könne. 
Denn der Iran sei ohne militärische 
Stärke für einen längeren Krieg und 
seine Verbündeten Hamas und Hisbol-
lah durch Israels Kriege gelähmt. Es 
gibt keinerlei Nachweise für ein irani-
sches Atomwaffenprogramm. Und ge-
rade das Atomabkommen habe durch 
Diplomatie eine militärische Eskalation 
verhindert, bis Trump 2018 aus die-
sem ausstieg. Die Linksfraktion im 
Bundestag verteidigt weiter als einzi-

ge konsequent das Völkerrecht und 
hat das zynische Kanzler-Gerede von 
der „Drecksarbeit“ vehement kritisiert.
Ein Waffenstillstand in Gaza sei aber 
nicht in Sicht, bisher wurden alle Ver-
suche durch die Faschisten in der isra-
elischen Regierungskoalition verhin-
dert. Der internationale Druck auf diese 
Regierung muss spürbar wachsen: ei-
ne Menschenrechtsverletzung könne 
niemals eine andere rechtfertigen, 
weshalb der Krieg gegen das palästi-
nensische Volk sofort enden müsse!
Kerstin Wolter, Berliner Landesvorsit-
zende, betonte, dass Die Linke konse-
quent für das Völkerrecht eintritt, da-
bei aber nie an der Seite autoritärer 
Regime stehe. In Berlin sei dies wich-
tig, hier lebt die größte palästinensi-
sche Community Europas und Berlin 
ist Zentrum jüdischen Lebens. Res-
pektvolle Gespräche zwischen den 
Communitys müssen gelingen, damit 
gegen Wut und Hass Solidarität und 

Verständnis wachse. Jan van Aken 
trat noch einmal für Friedensverhand-
lungen zwischen Russland und der 
Ukraine ein. Die Gespräche Donald 
Trumps mit Wladimir Putin seien das 
nicht, denn Trump verfolge eigene im-
perialistische Ziele und suche wirt-
schaftliche Deals. Die Ukraine muss 
mit an den Verhandlungstisch, wenn 
Friedensverhandlungen Bestand ha-
ben sollen. Jenseits der militärischen 
Logik kann man der Ukraine helfen, 
mit Sanktionen oder dadurch, China 
für eine Verhandlungsinitiative zu ge-
winnen, so Jan van Aken. Es gelte im-
mer das Primat des Zivilen, um Frieden 
zu schaffen. Die NATO ist eben keine 
Wertegemeinschaft, sondern ein mili-
tärisches Machtbündnis.
Die Militarisierung der „Zeitenwende“ 
lehnten alle im Saal einhellig ab. Kers-
tin Wolter zeigte, wie Berliner*innen 
schon jetzt von Aufrüstung betroffen 
sind: durch massive Kürzungen in der 
sozialen Infrastruktur.Das NATO-Ziel 
von 3,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für Rüstung erhöht die jährlichen 
Ausgaben um 70 Milliarden Euro. Da-
von könnten 500.000 Sozialwohnun-
gen gebaut werden! In Berlin sollten 
wir protestieren, wenn zivile auf militä-
rische Produktion umgestellt werde, 
wie bei Rheinmetall im Wedding. Auf-
rüstung bedeute auch Militarisierung 
im Alltag, begleitet von einem antife-
ministischen Rollback. Militarismus 
fördert Gewalt. Der Soldat wird wieder 
als Held beschworen, wie beim Gelöb-
nis vor dem Abgeordnetenhaus in Ber-
lin. Sie freue sich, dass wieder mehr 
junge Menschen protestieren, zum 
Beispiel gegen die Wehrpflicht. Einig-
keit herrschte, dass gegen diese all-
seitige Militarisierung Widerstand und 
eine breite Friedensbewegung organi-
siert werden müssen. Das bleibt für 
Die Linke ein zentrales Thema!

 Sonja Kemnitz und 
Fabian Wisotzky

Bundeskanzler Merz will die 
Reichweite deutscher Marsch
flugkörper verlängern. Ohn-

macht und Sorge vor Kriegsbeteili-
gung war mein vorrangiges Gefühl. 
Wer, wenn nicht wir von der Partei Die 
Linke, sollte sofort auf die Straße ge-
hen.
Der Funke sprang schnell bei Gleich-
gesinnten über. Wir, drei Frauen vom 
Zusammenschluss „Auch wir sind die 
Linke”, handelten schnell: Ein Plakat 
entstand, Vorstand und Polizei wurden 
informiert und Genoss*innen im Be-

zirksverband aufgerufen. So standen 
24 Mitstreiter*innen – nicht nur Partei-
mitglieder – am 04. Juni an zwei stau-
geplagten Kreuzungen der Schneller
straße und hielten den Autos unsere 
Plakate entgegen. Die Zustimmung 
war größer als erwartet und Leute re-
den darüber. In einer Sportgruppe rät-
selte man, wer die denn waren, die da 
bei Regen protestierten.
Ein Passant fragte übrigens, wo die 
jungen Leute seien, um deren Zukunft 
es hier gerade geht. Sie sollten Rein-
hard Meys Lied „Nein, meine Söhne 

geb` ich nicht” hören. Dann wird klar, 
warum wir „Alten“ gegenhalten.

 Helga Lechner-Gerasch
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Wahlkreisbüro Katalin Gennburg, 
MdA
Moosdorfstraße 7–9, 12435 Berlin
Tel. 80 93 27 58
buero.gennburg@linksfraktion.berlin
Wahlkreisbüro Dr. Gregor Gysi, MdB
Brückenstraße 28, 12439 Berlin
Tel. 63 22 43 57, Fax 3 22 43 58
gregor.gysi@wk.bundestag.de
Sprechzeiten:
Mo + Mi 	 13.00 – 16.30 Uhr
Kassenzeiten Brückenstraße:
Montag 28.4.2025 (blättchen-Tag)
13.00 – 15.45 Uhr

dielinketk

www.dielinke-treptow-koepenick.de

Bürgersprechstunden
Gregor Gysi, MdB
Montag, 14. Juli 
von 12–18 Uhr
im Bürgerbüro Gregor Gysi, 
Brückenstraße 28, 12439 Berlin
Anmeldungen bitte bei  
André Schubert unter 63 22 43 57

Das „blättchen“  
braucht Spenden! 

Um die Kosten für unsere Bezirks
zeitung decken zu können, ist eine 
Spende von mindestens 25 Cent für 
jede Ausgabe hilfreich. Allen Spen-
dern herzlichen Dank für die Unter-
stützung.
Überweisen Sie Ihre Spende 
bitte an: DIE LINKE Berlin
IBAN: DE59100708480525607803
BIC: DEUTDEDB110, Berliner Bank AG
Verwendungszweck: 502-810, 
sowie Name, Vorname und 
Anschrift angeben

Übrigens: Die Linke nimmt keine 
Spenden von Konzernen und 
Lobbyisten an.

Das Ziel muss es sein, so Jan van Aken, die zuletzt gestiegene Gefahr eines 
Weltkriegs wieder auf 0,001 % zu senken!
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Termine
Mo, 21.7./// 15 Uhr
AG Seniorenpolitik
Thema: Beratung der Wahlstrategie 
des Landesvorstands der Partei Die 
Linke unter dem Motto „Wir nehmen 
den Kampf um Berlin auf“.  
Es geht um seniorenpolitische Aspek-
te und Schwerpunkte für den Wahl-
kampf zum Abgeordnetenhaus und 
zur Bezirksverordnetenversammlung 
2026 in der Geschäftsstelle Gregor 
Gysi, Brückenstraße 28

Da hört man ja gerade schon 
einiges aus dem beschauli-
chen Johannisthal. Der REWE 

am Sterndamm 140 (Nähe Lindhorst-
weg) ist seit dem 14.06. geschlossen 
und die Bürgerinitiative Johannisthal 
sammelt seit Monaten fleißig Unter-
schriften für die Sicherstellung der 
Lebensmittel-Nahversorgung vor Ort. 
Immerhin sind etwa 10.000 Menschen 
betroffen. Die Schließung trifft gerade 
ältere und mobil eingeschränkte Men-
schen, für die eine fußläufige Ein-
kaufsmöglichkeit weggebrochen ist. 
Die Informationen zum Geschehen än-
dern sich derzeit wie das Wetter.
Der REWE musste schließen, weil der 
Mietvertrag ausgelaufen ist und das 
Grundstück ALDI gehört. Und dort gibt 
es derzeit ein großes Hin und Her, was 
mit dem Objekt passiert. So wird von 
einem ALDI-Neubau in der Winckel-
mannstraße gesprochen und deshalb 
einer Zwischennutzung des ehema

ligen REWE-Gebäudes. Aber vieles, 
was dazu gerade erzählt wird, ist blan-
ke Spekulation.
Das interessiert die vor allem älteren 
Anwohner*innen wenig, wenn sie nicht 
wissen, wo sie ihr Hab und Gut für den 
täglichen Bedarf her bekommen.
Da kommt die Linke Johannisthal ins 
Spiel: Die Genoss*innen vor Ort haben 
eine Einkaufshilfe für Menschen ein-
gerichtet, die Unterstützung beim Ein-
kaufen benötigen. Darüber wurde an 
Info-Ständen und über Flyer in den 
Briefkästen informiert.
Dennoch gibt es viel Verwirrung: „Nur 
für Mitglieder der Linken“ heißt es von 
einer Anwohnerin. „Bin ich hier richtig 
bei der Jungen Union?“ fragt eine An-
ruferin unseren Genossen Fabian, 
während er gerade das Infotelefon be-
treut. Leonie klärt auf: „Nein, wir 
kaufen natürlich nur das, was ihr ha-
ben wollt, auch wenn die vegane 
Bärchenwurst von der REWE-Frische

theke wirklich sehr lecker ist!“. Das 
ganze passiert ganz unkompliziert, 

ohne Parteimitgliedschaft und ohne 
vegetarische Zwangsdiät! Gern wird 
der Einkauf auch begleitet und die 
schwere Tasche nach Hause getragen.

Die Johannisthaler Linke_Einkaufshilfe 
ist täglich zwischen 10–17 Uhr unter 
der Telefonnummer 0177 239 07 69 er-
reichbar.

  Mari Zaech

Saskia, was genau ist eine 
Sozialsprechstunde – und 
an wen richtet sie sich?

Die Sozialsprechstunde ist ein niedrig-
schwelliges Hilfsangebot für Men-
schen mit ganz unterschiedlichen An-
liegen – etwa bei Problemen mit der 
Wohnung, der Arbeit oder mit Behör-
den. Wir bieten eine schnelle und un-
bürokratische Erstberatung auf Au-
genhöhe. Das Angebot ist offen für 
alle, unabhängig von ihrer politischen 
Haltung.
Welche Anliegen bringen die 
Menschen typischerweise mit?
Viele kommen wegen Schwierigkeiten 
mit Sozialleistungen. Oft geht es um 
abgelehnte Anträge, gekürzte Leis-
tungen oder Unsicherheiten im Um-
gang mit Ämtern.
Wie läuft so eine Beratung ab?
Ratsuchende können mit oder ohne 
Termin vorbeikommen. Es gibt Snacks, 
Getränke und einen gemütlichen War-
tebereich. Zwei Berater:innen führen 
dann das Gespräch, hören zu und er-
arbeiten gemeinsam Lösungsansätze.

Gibt es einen Moment, der dir beson-
ders in Erinnerung geblieben ist?
Besonders eindrücklich sind Gesprä-
che, bei denen Menschen zum ersten 
Mal ausführlich über ihr Problem spre-
chen können. Viele fühlen sich sonst 
nicht ernst genommen. Auch wenn wir 
nicht immer alles im Moment lösen 
können, spüren wir oft, dass Zuhören 
und Zeit schenken schon viel bewirkt.
Was könnt ihr leisten – und wo sind 
Grenzen?
Wir helfen beim Ausfüllen von Anträ-
gen, beim Verfassen von Schreiben 
oder beim Finden der richtigen nächs-
ten Schritte. Eine vollständige Rechts-
beratung dürfen wir allerdings nicht 
anbieten.
Wie reagieren die Menschen auf das 
Angebot?
Die Resonanz ist durchweg positiv. 
Selbst wenn wir nur kleine Schritte ge-
hen konnten, war bisher jede:r dank-
bar für das offene Ohr und die Unter-
stützung.
Was motiviert dich persönlich für 
diese Arbeit?

Ich will mein Wissen dort einsetzen, 
wo es gebraucht wird. Viele erleben 
Behörden als unnahbar oder sogar 
diskriminierend. Ich weiß, dass das ein 
strukturelles Problem ist – aber ich 
möchte wenigstens im Kleinen etwas 
verändern.
Wie kann man euch unterstützen?
Wir treffen uns jeden 4. Donnerstag im 
Monat um 19:00 Uhr in der Brücken-
straße 28 zur internen Besprechung. 

Die Linke liefert – Einkaufs
hilfe in Johannisthal gegründet
Nach REWE-Aus: Hilfe für Betroffene organisiert

Die Linke Hilft: Ein offenes  
Ohr und konkrete Hilfe
Interview mit Saskia über die Sozialsprechstunde

Interessierte sind herzlich willkommen 
– ob als zukünftige Berater:innen oder 
in der Organisation.
Was wünscht ihr euch für die 
Zukunft?
Wir hoffen, dass weiterhin viele Men-
schen zu uns finden und wir ihnen hel-
fen können – und dass sich unser Wis-
sen stetig erweitert, um noch besser 
zu unterstützen.

 Interview Stefan Müller 

Sozialsprechstunde
Jeden 3. Donnerstag 
im Monat, 
Brückenstraße 28, 
12439 Berlin

Mitglieder der Linken Johannisthal sind bereit zu helfen


